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») Merkblatt

Bundesforderung fur Energie- und
Ressourceneffizienz in der Wirtschaft

Energie- und Ressourceneffizienz und Prozesswarme 295
aus erneuerbaren Energien Kredit

Finanzierung von Vorhaben zur Steigerung der Energie- und Ressourceneffizienz sowie zum
Einsatz erneuerbarer Energien und Strom bei der Warmeerzeugung und zum Einsatz
erneuerbarer Warme-Technologien in der Wirtschaft.

Forderziel

Die Bundesforderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft — Zuschuss und
Kredit (EEW) unterstiitzt investive Malinahmen, die zu einer Minderung des Energie- und/oder
Ressourcenbedarfs sowie zur Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen in Deutschland
fuhren, durch zinsverbilligte Kredite der KfW in Verbindung mit attraktiven Tilgungszuschiissen
aus Mitteln des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK).

Vorhaben, die die Forderbedingungen dieses Produkts erfullen, fordert das BMWK alternativ
auch Uber einen reinen Investitionszuschuss. Die Antragstellung fur den Investitionszuschuss
erfolgt Uber das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA). Siehe flr
weitergehende Informationen https://www.bafa.de/.

Es wird empfohlen, vor der Planung und Durchfiihrung von MaRnahmen eine Energie- oder
Ressourceneffizienzberatung durchzufiihren. Kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
gewahrt das BAFA im Rahmen des vom BMWK finanzierten Férderprogramms
"Bundesférderung fir Energieberatung fur Nichtwohngebaude, Anlagen und Systeme"
Zuschusse fir qualifizierte Energieeffizienzberatungen. Néhere Informationen erhalten Sie tiber
das BAFA.

Auftraggeber und Durchfiihrung

Die Bundesforderung fuir Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft wird im Auftrag des
Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz durchgeftihrt.

* Bundesministerium % Bundesamt
fiar Wirtschaft fiir Wirtschaft und
und Klimaschutz Ausfuhrkontrolle

))) 80 MILLIONEN GEMEINSAM FUR

ENERGIEWECHSEL
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1. Antragsteller
Antragsberechtigt mit einer Betriebsstatte oder Niederlassung in Deutschland sind:

° In- und ausléandische Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (produzierendes
Gewerbe, Handwerk, Handel und sonstiges Dienstleistungsgewerbe), die sich
mehrheitlich in Privatbesitz befinden,

° Kommunale Unternehmen,

o Landesunternehmen?,

° Freiberuflich Tatige,

° Contractoren, die in diesem Merkblatt genannte Ma3hahmen fir ein

antragsberechtigtes Unternehmen durchfuhren,
° Gemeinnutzige Antragsteller, sofern diese wirtschaftlich tatig sind.

Antragsteller miissen eine Betriebsstatte oder Niederlassung in Deutschland haben.

Unter einer Betriebsstatte sind die folgenden dauerhaften und ortsfesten sowie
zusammenhéngenden Grundstiicke bzw. Stétten, die der Tatigkeit eines Unternehmens
dienen, zu verstehen: die Statte der Geschéftsleitung, Zweigniederlassungen,
Geschéftsstellen, Fabrikations- oder Werkstatten, Warenlager, Ein- und Verkaufsstellen,
Bergwerke, Steinbriiche oder 6rtlich stehende Statten der Gewinnung von Bodenschétzen.

1.1 Beteiligung von Kreditinstituten, Versicherungen oder vergleichbaren
Finanzinstitutionen

Kreditinstitute, Versicherungen oder vergleichbare Finanzinstitutionen dirfen grundsatzlich am
antragstellenden Unternehmen unmittelbar oder mittelbar beteiligt sein. Hiervon ausgenommen
ist das unmittelbar refinanzierte Kreditinstitut. Fur dieses gilt iber die gesamte Kreditlaufzeit
eine maximale Grenze flr die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung am geforderten
Unternehmen in Hohe von 25 %.

1.2  Ausgeschlossene Antragsteller

° Kommunen und deren Regie- und Eigenbetriebe

° Unternehmen deren Anteile Gberwiegend (> 50 %) vom Bund gehalten werden?,
wobei Anteile, die vom Bund nur voriibergehend im Rahmen von
Stabilisierungsmafinahmen tibernommen wurden, nicht berticksichtigt werden.

° Unternehmen bzw. Sektoren in den Fallen des Art. 1 Abs. 2 bis 5 AGVO. Dies betrifft
insbesondere:

o Unternehmen der Fischerei und Aquakultur im Sinne der Verordnung (EU) Nr.
1379/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2013. Wenn ein Unternehmen sowohl in ausgeschlossenen Bereichen als
auch in anderen Bereichen tatig ist, kann eine Forderung fir MalRnahmen in
den anderen Bereichen gewahrt werden, sofern durch die Trennung der
Tatigkeiten oder die Zuweisung der Kosten sichergestellt ist, dass die
Forderung nicht den Tatigkeiten in den ausgeschlossenen Bereichen
zugutekommt,

1 Hiermit sind Unternehmen eines oder mehrerer Bundeslander gemeint.
2 Derartige Unternehmen gelten im Sinne des Férderprogramms nicht als private Unternehmen, sondern als 6ffentliche
Unternehmen des Bundes.
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o Unternehmen, die einer Rickforderungsanordnung aufgrund eines
Beschlusses der Europaischen Kommission zur Feststellung der
Unzulassigkeit einer von demselben Mitgliedstaat gewahrten Beihilfe und
ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind,

o0 Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Art. 1 Absatz 4 lit. c.i. V.m.
Art. 2 Nr. 18 der AGVO, also insbesondere Antragstellende, tiber deren
Vermdgen ein Insolvenzverfahren beantragt oder er6ffnet worden ist, sowie
Antragstellende, die eine Vermdgensauskunft gemaf § 802 ¢ der
Zivilprozessordnung oder § 284 der Abgabenordnung abgegeben haben oder
zu deren Abgabe verpflichtet sind sowie Unternehmen, die sich in der Phase
der Uberwachung eines Insolvenzplans befinden. Ist der Antragsteller eine
durch einen gesetzlichen Vertreter vertretene juristische Person, gilt dies
auch, sofern den gesetzlichen Vertreter aufgrund seiner Verpflichtung als
gesetzlicher Vertreter der juristischen Person die entsprechenden
Verpflichtungen aus § 802c Zivilprozessordnung oder § 284 Abgabenordnung
treffen. Abweichend davon sind Unternehmen antragsberechtigt, die am 31.
Dezember 2019 keine Unternehmen in Schwierigkeiten waren, aber wéhrend
des Zeitraums vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 zu
Unternehmen in Schwierigkeiten wurden.

Es gibt dariiber hinaus verschiedene modulspezifische Einschrankungen.

2. Gegenstand und H6he der Férderung

Die nachfolgenden Abschnitte enthalten eine Ubersicht dariiber, welche technischen
MaRnahmen Uber die Module 1 bis 6 in welcher Form gefordert werden kdnnen. Dartber
hinaus sind auch die Informationen zu beachten und bindend, die in den
modulspezifischen Anlagen zu diesem Merkblatt enthalten sind.

Modularer Aufbau des Forderprogramms:

e  Modul 1: Querschnittstechnologien
e Modul 2: Prozesswarmeerzeugung aus erneuerbaren Energien

e Modul 3: Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Sensorik und Energiemanagement-
Software

e  Modul 4: Energie- und Ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und
Prozessen

e  Modul 5: Transformationsplan
e Modul 6: Elektrifizierung von Kleinen Unternehmen

MalRnahmen, die Uber die Module 1 bis 4 und 6 gefordert werden, missen auf dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland errichtet bzw. durchgefuhrt und mindestens 3 Jahre
zweckentsprechend, also wie im Antrag beschrieben, auf dem Betriebsgelédnde des
Unternehmens, das die Forderung erhalt, fir eine industrielle/gewerbliche Nutzung
eingesetzt werden.
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Hinweise zur Verwendung des Begriffs Kosten:

Abweichend von der betriebswirtschaftlichen Definition der Bezeichnung Kosten werden bei
der Bundesférderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW) die im
Rahmen einer Investition einmalig anfallenden Ausgaben und Auszahlungen fir den Erwerb
und die Installation von materiellen und immateriellen Vermdgensgegenstanden als Kosten
oder auch als Investitionskosten bezeichnet. Aufwendungen, die durch den laufenden
Betrieb entstehen (,Betriebskosten*) sind von der EEW-Férderung grundsétzlich
ausgeschlossen.

Bei der EEW-Fdrderung wird zwischen Investitionsgesamtkosten (IGK) und
Investitionsmehrkosten (IMK) unterschieden:

Die Investitionsgesamtkosten umfassen samtliche férderfahigen Kosten, die in direktem
Zusammenhang mit der Umsetzung der MalRnahme zur Verbesserung des Klimaschutzes
stehen. Hierzu gehoren alle fur die Funktionsfahigkeit und Betriebsbereitschaft der geplanten
Anlage, Maschine oder Ausriistung zwingend notwendigen Kosten.

Unter den Investitionsmehrkosten ist die Kostendifferenz zwischen den IGK einer
effizienten/klimafreundlichen und den IGK einer weniger effizienten/ weniger
klimafreundlichen aber dafiir kostenguinstigeren Investition zu verstehen.

Weitere Erlauterungen hierzu sind den nachfolgenden Abschnitten und auch in den
Abschnitten 3.2.1 und 3.2.2 der Anlage zum Merkblatt ,Modul 4“ zu finden.

Forderfahig sind in den Modulen 1 bis 4 und 6 auch die fiir die Umsetzung der MalRnahmen
notwendigen Nebenkosten, sofern die entsprechenden Leistungen von unabhéangigen Dritten
erbracht werden und es sich bei den Kosten nicht um Gebuhren handelt, die von einer
offentlichen Institution erhoben werden. Zu den férderfahigen Nebenkosten zahlen i. d. R.
folgende Leistungen, sofern diese im unmittelbaren Zusammenhang mit der Umsetzung der
eigentlichen MaZnahmen stehen:

° Planungsleistungen,

° Installationsarbeiten (Anlagenaufstellung, Montagearbeiten, Wanddurchbrtche,
Brandschottung und Systemintegration) zur Herstellung der Betriebsbereitschaft.

Dartiber hinaus kann es beziiglich der Férderung von Nebenkosten modulspezifische
Besonderheiten geben.

Zu beachten sind die im Abschnitt 2.7 aufgefiihrten sowie die modulspezifischen Ausschliisse
von der EEW-Forderung. Beispielsweise kdnnen Eigenleistungen des Unternehmens, das die
Forderung erhalten wird, nicht geférdert werden. (Abschnitt 2.7 ist zu entnehmen, was bei der
EEW-Fo6rderung unter Eigenleistungen zu verstehen ist.)
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2.1 Modul 1 — Querschnittstechnologien

Das Modul 1 richtet sich ausschlieBlich an Kleine Unternehmen (KU) und Mittlere Unternehmen
(MU). Unternehmen ohne KMU-Status (Grofl3e Unternehmen (GU)) kénnen keine Forderung
Uber Modul 1 erhalten.

Gefordert werden der Erwerb und die Installation/Montage folgender Anlagen bzw.
Komponenten:

. Hocheffiziente elektrische Motoren und Antriebe

° Hocheffiziente elektrisch angetriebene Pumpen zum Transport von Flissigkeiten
° Hocheffiziente Ventilatoren

° Hocheffiziente Drucklufterzeuger sowie deren Uibergeordnete Steuerung

Jede Anlage, fur die eine Férderung beantragt wird, muss eine im Unternehmen vorhandene
Anlage (Bestandsanlage) ersetzen, den gleichen Einsatzzweck wie diese Bestandsanlage
erfullen und den Anforderungen (insbesondere den Hocheffizienzkriterien etc.) entsprechen, die
der Anlage zum Merkblatt ,Modul 1- Querschnittstechnologien® zu entnehmen sind.

Folgendes wird gefordert, ohne dass ein Bestandsaustausch erforderlich ist:

° Warmeubertrager, die zu ErschlieBung der Abwéarme von Bestandsanlagen oder zur
Warmerlickgewinnung an Bestandsanlagen eingesetzt werden. Die erschlossene
Abwarme muss innerbetrieblich genutzt werden.

° Thermische Isolierung/Warmedammung fur Bestandsanlagen
Die technischen Mindestanforderungen fir Warmedubertrager und Warmedammung
sind in der Anlage zum Merkblatt Modul 1 ,Querschnittstechnologien® enthalten.

In Zusammenhang mit der Férderung dieser Anlagen/Komponenten kdnnen ggf. auch weitere
Komponenten (beispielsweise Frequenzumrichter) mitgeférdert werden.

Weitere Fordervoraussetzungen:

° Die Bestandsanlage, die durch eine Neuanlage ausgetauscht werden oder durch
Warmeubertrager oder Warmedammung erganzt werden soll, muss sich seit
mindestens 5 Jahren im Bestand des Unternehmens befinden und zum Zeitpunkt der
Antragstellung noch voll funktionstiichtig sein.

° Die Anlagen bzw. Komponenten, die ausgetauscht werden, diirfen von dem
Unternehmen, das die Forderung erhalt, nicht weiterbetrieben werden.
Entsprechende Nachweise (Nachweis der ordnungsgemaéafien Entsorgung,
Verkaufsbeleg 0.84.) miissen zusammen mit dem Verwendungsnachweis eingereicht
werden.

° Das Investitionsvolumen muss mindestens 2.000 Euro pro Malnahme betragen.

Modulspezifische Besonderheiten zur Forderung von Nebenkosten:

° Die Nebenkosten sind bis zu folgender Héhe férderfahig: 30% der Kosten fiir den
Erwerb der Anlage(n), fir die eine Forderung beantragt wird.

° Bei der Férderung von Warmedamm-Maflinahmen werden die Kosten fur die
Planung/ Beratung und Umsetzung als Teil der Hauptkosten (also nicht als
Nebenkosten) gefordert.
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Hohe der Férderung:

Modul 1

- Querschnittstechnologien -

Forderquote bezogen auf die Investitionsgesamtkosten (IGK)

Grof3e Unternehmen (GU) -

Mittlere* Unternehmen (MU) 20 %

Kleine* Unternehmen (KU) 25 %

e Die Hohe der Forderung (Tilgungszuschuss) ergibt sich durch Multiplikation der
Forderquote mit den Investitionsgesamtkosten.

o Die Forderung erfolgt Uber Artikel 38 der AGVO.

e Fur MaRBnahmen, die technisch, wirtschaftlich und administrativ in Zusammenhang
stehen, darf Giber Modul 1 maximal ein Zuschuss in Héhe von insgesamt 200.000
Euro gewahrt werden. Dies gilt auch dann, wenn diese zusammenhangenden
MaRnahmen auf mehrere Forderantrage verteilt werden.

* Es gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Europaischen Union.

Weitere Informationen zur Férderung Uber Modul 1 sind in der Anlage zum Merkblatt
»Modul 1 — Querschnittstechnologien* (Bestellnummer 600 000 4386) enthalten.

2.2 Modul 2 — Prozesswarmeerzeugung aus erneuerbaren Energien

Gefordert werden die Beschaffung und Errichtung/Montage folgender
Warmeerzeugungsanlagen, sofern diese zur Bereitstellung von Prozesswarme eingesetzt
werden und den technischen Mindestanforderungen entsprechen, die in der Anlage zum
Merkblatt ,Modul 2 — Prozesswéarme aus erneuerbaren Energien* aufgefihrt sind:

° Solarkollektoranlagen zur direkten Gewinnung von Warme aus Sonnenstrahlung,

° Warmepumpen, die die nutzbar zu machende Warme erneuerbaren
aerothermischen, geothermischen, hydrothermischen oder solaren Energiequellen
entziehen und ausschlieflich mit ,erneuerbarem Strom*“ betrieben werden. Auch die
Nutzung von Abwarmequellen ist zulassig, sofern bestatigt und im laufenden Betrieb
durch Messtechnik auch nachgewiesen werden kann, dass im Jahresdurchschnitt
der Uberwiegende Anteil der Warme den hier aufgefiihrten erneuerbaren Quellen
entzogen wird.

° Anlagen zur Erschlieung und Nutzbarmachung von Geothermie,
° Anlagen zur Verfeuerung von fester Biomasse,
° Kraft-Wéarme-Kopplungsanlagen zur Erzeugung/Bereitstellung von Wéarme und

elektrischer Energie (KWK-Anlagen) durch Nutzung von fester pflanzlicher
Biomasse, Sonnenstrahlung oder Geothermie.

Modulspezifische Besonderheiten zur Forderung von Nebenkosten:

Forderféhig als Nebenkosten sind auch die Kosten fir die zur Ertragstiberwachung und
Fehlererkennung installierten Mess- und Datenerfassungseinrichtungen.
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Hohe der Foérderung:

Modul 2
- Prozesswarme aus Erneuerbaren Energien -
Forderquote bezogen auf die Investitionsgesamtkosten
(IGK)
Solarkollektoren, Biomasse-
Warmepumpen, Geothermie, Feuerungsanlagen
KWK-Anlagen (Solarthermie, (einschlieRlich KWK-
Geothermie) Anlagen mit
Biomassefeuerung)
Grol3e Unternehmen (GU) 40 % 20 %
Mittlere* Unternehmen o o
(MU) 50 % 30 %
Kleine* Unternehmen (KU) 60 % 40 %

° Die Hohe der Forderung (Tilgungszuschuss) ergibt sich durch Multiplikation der
Forderquote mit den Investitionsgesamtkosten.

° Die Forderung erfolgt Gber Artikel 41 der AGVO.

o Fuar MaBnahmen, die technisch, wirtschaftlich und administrativ in
Zusammenhang stehen, darf iiber Modul 2 maximal ein Zuschuss in H6he von
insgesamt 20 Millionen Euro gewéhrt werden. Dies gilt auch dann, wenn diese
zusammenhdngenden MaRnahmen auf mehrere Forderantrage verteilt werden.

* Es gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Europaischen Union.

Weitere Informationen zur Férderung Gber Modul 2 sind in der Anlage zum Merkblatt
»Modul 2 — Prozesswarme aus erneuerbaren Energien“ (Bestellnummer 600 000 4390)
enthalten.
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2.3 Modul 3 — Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Sensorik und
Energiemanagement-Software

Gefordert werden der Erwerb und die Installation von:

° Energiemanagementsoftware sowie die Schulung des Personals durch Dritte im
Umgang mit dieser Software,
° Mess-, Steuer- und Regelungstechnik (MSR) und Sensorik zum Monitoring und zur

effizienten Regelung von Energie- und Materialstromen zur Einbindung in ein
Energie- oder Umweltmanagementsystem.

Modulspezifische Besonderheiten zur Forderung von Nebenkosten:

Zu den forderfahigen Nebenkosten zahlen auch die Kosten fiir den Anschluss der geférderten
Technologien, inklusive notwendiger baulicher MaBnahmen und die Erstellung eines
Messkonzepts durch externe Dritte.

Hohe der Forderung:

Modul 3

- MSR, Sensorik und Energiemanagement-Software -

Forderquote bezogen auf die Investitionsgesamtkosten (IGK)

Grofl3e Unternehmen (GU) 25 %
Mittlere* Unternehmen (MU) 35%
Kleine* Unternehmen (KU) 45 %

e Die Hohe der Forderung (Tilgungszuschuss) ergibt sich durch Multiplikation der
Forderquote mit den Investitionsgesamtkosten.

e Die Forderung erfolgt Giber Artikel 38 der AGVO.

e  FUr MaRBnahmen, die technisch, wirtschaftlich und administrativ in Zusammenhang
stehen, darf tiber Modul 3 maximal ein Zuschuss in Héhe von insgesamt 20
Millionen Euro gewahrt werden. Dies gilt auch dann, wenn diese
zusammenhangenden MaRnhahmen auf mehrere Forderantrége verteilt werden.

* Es gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Européischen Union.

Weitere Informationen zur Férderung Gber Modul 3 sind in der Anlage zum Merkblatt
»Modul 3 — Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Sensorik und Energiemanagement-
Software” (Bestellnummer 600 000 4391) enthalten.
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2.4  Modul 4 — Energie- und Ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und
Prozessen

Innerhalb von Modul 4 gibt es zwei unterschiedliche Férderungsarten, die in den beiden
nachfolgenden Abschnitten 2.4.1 und 2.4.2 vorgestellt werden.

2.4.1 Basisforderung

Die Basisforderung richtet sich ausschlie3lich an Kleine Unternehmen (KU) und Mittlere
Unternehmen (MU).

Gefordert werden der Erwerb und die Installation/Montage von Anlagen, die zu folgenden
Kategorien gehoren:

° Elektrisch betriebene Flurférderfahrzeuge

° Servo-elektrisch betriebene SpritzgieRmaschinen

° Komponenten zur Optimierung von Biogas-Anlagen
° Lackierkabinen

° Wasserstrahlschneidanlagen

. Laserschneider

° Filtertirme zur dezentralen Prozessluftaufbereitung
. Elektrisch betriebene Backofen

° Werkzeugmaschinen

° Pelletpressen, Brikettierpressen

° Geschirrspulmaschinen mit Warmertickgewinnung oder Warmepumpe
° Kinoprojektoren

° Elektrische Schweil3gerate

° Solarien

. Kuhimobel fiir Lebensmittel

Jede Anlage/Komponente, fiir die eine Forderung beantragt wird, muss eine im Unternehmen
vorhandene Anlage/Komponente ersetzen, den gleichen Einsatzzweck wie diese erfiillen und
den Anforderungen entsprechen, die der Anlage zum Merkblatt ,Modul 4“ zu entnehmen sind.
Die Bestandsanlage/-komponente, die durch eine Neuanlage/neue Komponente ausgetauscht
werden soll, muss sich seit mindestens 5 Jahren im Bestand und Betrieb des Unternehmens
befinden und zum Zeitpunkt der Antragstellung noch voll funktionstiichtig sein.

Weitere Fordervoraussetzungen:

° Der jahrliche Bedarf an Endenergie wird in Folge des Anlagen-
/Komponentenaustauschs um mindestens 15% reduziert.

° Die Anlagen bzw. Komponenten, die ausgetauscht werden, dirfen von dem
Unternehmen, das die Forderung erhalt, nicht weiterbetrieben werden.
Entsprechende Nachweise fiir eine ordnungsgemafe/fachgerechte Entsorgung,
VerauflRerung o0.a. missen zusammen mit dem Verwendungsnachweis eingereicht
werden.

° Das Investitionsvolumen muss mindestens 10.000 € pro MafRnahme betragen.
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Modulspezifische Besonderheiten zur Forderung von Nebenkosten:

° Die Nebenkosten sind bis zu folgender Hohe forderfahig: 30% der Kosten fir den
Erwerb der Anlage(n), fir die eine Férderung beantragt wird.
° Bei der Férderung von Warmedamm-Folien fiir die Gasspeicher von Biogasanlagen

werden die Kosten fur die Planung/Beratung und Umsetzung als Teil der
Hauptkosten (also nicht als Teil der Nebenkosten) gefordert.

Hohe der Foérderung:

Modul 4 — Basisférderung

- Energie- und ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und Prozessen -

Forderquote bezogen auf die Investitionsgesamtkosten (IGK)

Grol3e Unternehmen (GU) -

Mittlere* Unternehmen (MU) 10 %

Kleine* Unternehmen (KU) 15 %

e Die Hohe der Forderung (Tilgungszuschuss) ergibt sich durch Multiplikation der
Forderquote mit den Investitionsgesamtkosten.

o Die Forderung erfolgt Gber Artikel 38 der AGVO.

e Die Kosten fir die Erstellung des Nachweises tber das Endenergie-
Einsparpotenzial werden mit der gleichen Quote geférdert wie das Vorhaben, fir
das eine Forderung beantragt wird/wurde. Es ist aber zu beachten, dass diese
Kosten nur bis zu folgender Hohe férderfahig sind:

0 Maximal 2% der Kosten fur den Anlagenerwerb (einschlief3lich
Nebenkosten)

0 Maximal 5.000 €
Hinweis: Erfolgs- oder Leistungspramien sind nicht zuwendungsféhig und kénnen
daher bei der Ermittlung des Forderbetrages nicht berlicksichtigt werden.

e  Fur MaBnahmen, die technisch, wirtschaftlich und administrativ in Zusammenhang
stehen, darf tiber die Modul 4 — Basisforderung maximal ein Zuschuss in H6he von
insgesamt 20 Millionen Euro gewéahrt werden. Dies gilt auch, wenn diese
zusammenhéngenden MaRnahmen auf mehrere Foérderantrage verteilt werden.

* Es gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Européischen Union.

Weitere Informationen zur Basisforderung sind in der Anlage zum Merkblatt , Modul 4 —
Energie- und Ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und Prozessen*
(Bestellnummer 600 000 4471) enthalten.
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2.4.2 Premiumférderung und Dekarbonisierungsbonus

Die Premiumférderung ist weitestgehend technologieoffen und umfasst sowohl Anderungen an
bestehenden Systemen (Bestandsoptimierungen) als auch den Austausch von
Bestandsanlagen (Austauschinvestitionen) oder die Schaffung neuer Produktionskapazitaten
(Erstinvestitionen) sowie die Erweiterung vorhandener Produktionskapazitaten
(Erweiterungsinvestitionen). Férderfahig sind beispielsweise:

° Prozess- und Verfahrensumstellungen

° ErschlieBung und Nutzung von Prozessabwarme

° Energie- und/oder Ressourcen-effiziente Bereitstellung von Prozesswéarme oder —
kalte

° Vermeidung von Energie- und/oder Ressourcenverlusten in Produktionsprozessen

° Elektrifizierung von Prozessen

Wesentliche Fordervoraussetzungen:

° Das THG-Einsparpotenzial eines Vorhabens muss einer der folgenden beiden
Bedingungen entsprechen:

o Das jahrliche THG-Einsparpotenzial® betragt mindestens 30 %.
und/oder:
o Das THG-Einsparpotenzial erreicht mindestens folgende Werte:

=  Bei Groflen Unternehmen: THG-Einsparpotenzial = 1.000 t CO2-
Aquivalente pro Jahr

=  Bei Mittleren Unternehmen THG-Einsparpotenzial 2 300 t CO2-
Aquivalente pro Jahr

=  Bei Kleinen Unternehmen: THG-Einsparpotenzial = 100 t CO2-
Aquivalente pro Jahr

Der Nachweis erfolgt Gber das sogenannte ,Einsparkonzept®, das gemeinsam
mit dem Férderantrag eingereicht werden muss. Informationen zum Thema
+Einsparkonzept“ sind in Abschnitt 2.2 der Anlage zum Merkblatt ,Modul 4*
enthalten, Informationen zur Ermittlung des THG-Einsparpotenzials kénnen
Abschnitt 2.3 der Anlage zum Merkblatt ,Modul 4 entnommen werden.

Hinweis: Die Antragsteller sind dazu verpflichtet, die geférderte Anlagen,
Komponenten etc. so zu betreiben, wie es im Einsparkonzept beschrieben
wird, und somit die berechneten jahrlichen Einsparungen zu realisieren.

° Anlagen bzw. Komponenten, die ausgetauscht werden und bei denen der
Anlagenvergleich fir die Ermittlung des THG-Einsparpotenzials mit der
Bestandsanlage erfolgt, miissen zum Zeitpunkt der Antragstellung noch voll
funktionsttichtig sein und dirfen von dem Unternehmen, das die Férderung erhalt,
nicht weiterbetrieben werden. Nachweise fiir eine ordnungsgemalf/fachgerechte
Entsorgung, VerauRerung 0.4. der Bestandsanlagen/Bestandskomponenten missen
zusammen mit dem Verwendungsnachweis eingereicht werden.

° Die Amortisationszeit (AZ) des Vorhabens muss ohne Inanspruchnahme einer
Forderung insgesamt mehr als 3 Jahre betragen. Die Amortisationszeit entspricht
dem Quotienten aus den Kosten der forderfahigen Investitionen (Einheit: [Euro]) und
der Summe der zu erwartenden jahrlichen Energie- und

S Fur die Ermittlung des THG-Einsparpotenzials missen alle klimarelevanten Emissionen in die Einheit [%] umgerechnet

und anschlieBend addiert werden. Es sind dabei die CO2-Faktoren zu verwenden, die im Informationsblatt ,CO2-Faktoren*“
enthalten sind.
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Ressourcenkosteneinsparungen (Einheit: [Euro/Jahr]). Sofern eine Ma3nahme dazu
fuhrt, dass zusatzliche Einnahmen erzielt werden, sind diese bei der
Amortisationszeitberechnung zu beriicksichtigen. Die Kosten fiir die Erstellung des
Einsparkonzeptes kénnen bei der Berechnung der Amortisationszeit berticksichtigt
werden.

Hinweise:

° Fur den Erwerb und die Errichtung von Anlagen, die zu den Technologie-Kategorien
der Modul 4-Basisférderung oder der Férderung von Modul 1 gehdren, ist keine
Premiumférderung maoglich. Dieser Ausschluss gilt sowohl fir den Austausch von
Bestandsanlagen als auch fur Erst- und Erweiterungsinvestitionen. Er gilt ebenfalls
fur Unternehmen, die nicht den KMU-Kriterien entsprechen und somit nicht tiber die
Basisférderung und auch nicht iber Modul 1 geférdert werden kénnen.

Es gibt folgende Ausnahmen:

o Fur Anlagen/ Komponenten, die Gegenstand der Forderung von Modul 1
sind, gilt dieser Ausschluss nicht, sofern diese nicht ein wesentlicher Teil
eines Vorhabens sind.

o0 Der Ausschluss bezieht sich nicht auf Warmeubertrager. Diese kénnen auch
als Einzelmafnahme Uber Modul 4 geférdert werden.

° Anlagen zur Erschlieung und Nutzbarmachung von tiefer Geothermie, KWK-
Anlagen und Biomasse-Feuerungsanlagen kénnen ausschlieZlich Giber Modul 2
gefdérdert werden.

° Der Erwerb und Installation von Solarkollektoren und Warmepumpen, die im Modul 2
férderfahig sind, kdnnen auch tUber die Premiumforderung geférdert werden. In
diesem Fall mussen aber immer die in der Anlage zum Merkblatt ,Modul 2“
enthaltenen Anforderungen (insbesondere Effizienzkriterien) eingehalten werden.

Dekarbonisierungsbonus

Fir folgende MalRnahmen kann zusatzlich zur Premiumférderung ein
.Dekarbonisierungsbonus" gewahrt werden:

e Malnahmen zur auB3erbetrieblichen Abwéarmenutzung
e Malnahmen zur Elektrifizierung von Prozessen

MaRnahmen zur Nutzung von Wasserstoff
e Erwerb von Anlagen zur Erzeugung von Wasserstoff durch Elektrolysevorgange

In der Anlage zum Merkblatt ,Modul 4“ sind detailliertere Informationen enthalten, unter
welchen Voraussetzungen ein Dekarbonisierungsbonus bewilligt werden kann.
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Hohe der Foérderung:

Modul 4 — Premiumfdrderung

- Energie- und ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und Prozessen -

De-minimis
AGVO VO*
e Energieeffizienz (Art. 38) Ressourceneffizienz: e Erzeugung von Samtliche
e innerbetriebliche « Einsparung von Prozesswéarme (Art. 41) I\(A)rdBerfz?]mge
Abwarmenutzung (Art. 38) Ressourcen (Art. 47) | ® Erzeugung von ananmen
e aulRerbetriebliche ° Ressourcenwechsel Wasserstoff* (Art 41)
Abwéarmenutzung* (Art. 36) (Art. 36) e Warmeleitungen im
o Elektrifizierung* (Art. 36) Rahmen einer
aulRerbetrieblichen
e Nutzung von Wasserstoff* Abwarmenutzung* (Art.
(Art. 36) 36, Art. 46)
Unternehmen kdnnen wéhlen
zwischen einer Forderung der Investitionsmehrkosten Investitionsgesamtkosten
IMK oder der IGK
(IMK)** (IGK)
IMK** IGK
Grol3e
Unternehmen 25 % 10 % 25 %
(GUL)
Mittlere***
Unternehmen 35% 15 % 35%
(ML)
Kleine***
Unternehmen 45 % 20 % 45 %
(KU)

e Die Hohe der Forderung (Tilgungszuschuss) ergibt sich durch Multiplikation der Férderquote mit den
Investitionsmehrkosten (IMK) oder den Investitionsgesamtkosten (IGK).

Hinweis: Der CO2-Forderdeckel kann sich mindernd auf den Férderzuschuss auswirken. Informationen zum CO2-
Forderdeckel sind auf der nachsten Seite zu finden.

e Alle MaBRnahmen eines Vorhabens werden mit der gleichen Quote geftrdert. Das gilt auch fir die Kosten fur die
Erstellung des Einsparkonzepts. Es ist aber zu beachten, dass die Kosten fiir das Einsparkonzept nur bis zu folgender
Hoéhe forderfahig sind:

o0 Maximal 5% der Kosten fur den Anlagen-/Komponentenerwerb (einschlieRlich forderfahiger Nebenkosten)
o0 Maximal 50.000 €
Hinweis: Erfolgs- oder Leistungspramien sind nicht zuwendungsfahig.

e Fur MaRBnahmen, die technisch, wirtschaftlich und administrativ in Zusammenhang stehen, darf tiber die Modul 4 —
Premiumférderung maximal ein Zuschuss in Hohe von insgesamt 20 Millionen Euro gewahrt werden. Dies gilt auch,
wenn diese zusammenhangenden MaRnahmen auf mehrere Forderantrage verteilt werden.

* Flr MaRnahmen zur auf3erbetrieblichen Abwarmenutzung, zur Elektrifizierung mit elektrischer Energie aus erneuerbaren
Quellen und zur Nutzung beziehungsweise Erzeugung von erneuerbarem Wasserstoff kann ein Dekarbonisierungsbonus
gewahrt werden in Hohe von 5 Prozentpunkten bei einer Férderung der Investitionsgesamtkosten und in Hohe von 10

Stand: 04/2024 « Bestellnummer: 600 000 4389
KfwW Bankengruppe * Palmengartenstra3e 5-9 « 60325 Frankfurt
Infocenter ¢ Telefon: 0800 539 9001 (kostenfrei) « Fax: 069 7431-9500 « www.kfw.de Seite 13 von 32



IKFW

) Merkblatt

Bundesforderung fur Energie- und
Ressourceneffizienz in der Wirtschaft

Prozentpunkten bei einer Férderung der Investitionsmehrkosten. Der Dekarbonisierungsbonus wird zu den in dieser Tabelle
genannten Forderquoten addiert. Der Dekarbonisierungsbonus wird bei solchen Mal3nahmen auch gewahrt, wenn eine
Forderung Uber die De-minimis VO beantragt wurde.

** Bei Mal3nahmen, die einer der folgenden AGVO-Regelungen entsprechen, kdnnen die Investitionsgesamtkosten (IGK) mit
der vollen Quote (GU: 25%, MU: 35%, KU: 45%) gefordert werden:

Leindeutig bestimmbare Investition“ gemaR Artikel 38 Absatz 3 AGVO
,Zusatzliche Komponente* gemal Artikel 47 Absatz 7
- ,Zusatzkomponente” gemaf3 Artikel 36 Absatz 4
Derartige MalRnahmen werden im Rahmen der EEW-Fdrderung auch als ,reine KlimaschutzmaBnahmen* bezeichnet.

Informationen zu den Themen ,Investitionsgesamtkosten* (IGK) und ,Investitionsmehrkosten* (IMK) und zur AGVO sind in
Kapitel 3 der Anlage zum Merkblatt ,Modul 4“ zu finden.

*** Eg gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Européischen Union.

Bei der Premiumférderung ist auRerdem zu beachten, dass die Férderung nicht héher ausfallen darf, als es der sogenannte
CO2-Férderdeckel zulasst. Wie anhand der folgenden Tabelle zu erkennen ist, hangt die Héhe des CO2-Forderdeckels von
der Unternehmensgrof3e und dem THG-Einsparpotenzial der Malnahme(n) ab, fiir die eine Férderung beantragt wird:

CO2-Forderdeckel

GroRe Unternehmen (GU) =1.600 [€£th] * THG-Einsparpotenzial [ C"Z]
2

Mittlere Unternehmen (MU) =2.200 [€£Zhr] * THG-Einsparpotenzial [tcoz]
2

Kleine Unternehmen (KU) =2.600 [€*£Z’W] * THG-Einsparpotenzial [tcoz]
2

Beantragung einer Férderung fir mehrere MaBnahmen Utber einen Antrag
Alle in einem Forderantrag enthaltenen Mal3hahmen werden als Vorhaben bezeichnet.

Enthalt ein Férderantrag mehrere MalRnahmen, wird die Héhe der Férderung folgendermalRen
ermittelt:

e Bei der Beantragung einer Férderung tUber die AGVO werden alle in einem Antrag
enthaltenen MalRnahmen tber den gleichen AGVO-Artikel gefordert. Es ist dabei der
AGVO-Artikel anzuwenden, der dem Charakter des Vorhabens entspricht.

e Alle MaBnahmen werden mit der gleichen Quote geférdert. Anzuwenden ist dabei die
Forderquote fiir die MaBnahme, die gemal den EEW-Regularien beziehungsweise
gemar dem anzuwendenden AGVO-Artikel mit der geringsten Quote zu férdern ist.

e Dekarbonisierungsbonus: Ist fir den Charakter des Vorhabens eine MaZnahme
ausschlaggebend, fir die ein Dekarbonisierungsbonus gewéahrt werden kann, wird die
Quote, Uber die das gesamte Vorhaben gefdrdert wird, entsprechend erhdéht.
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e Eine in einem Antrag enthaltene technische Einzelmaf3nahme kann nur geférdert
werden, wenn das Verhéltnis des Einsparpotenzials dieser EinzelmalZnahme im
Verhéltnis zum gesamten Einsparpotenzial aller im Antrag beschriebenen MaRnahmen
mindestens 1 % betragt.

MaRnahmen, die technisch in Zusammenhang stehen, dirfen auf mehrere Antrage bzw.
Vorhaben aufgeteilt werden, sofern Folgendes sichergestellt ist:

e Fir jede MaBnahme kann das THG-Einsparpotenzial getrennt ermittelt werden.

e Bei der Ermittlung der jeweiligen TGH-Forderdeckel wird das Einsparpotenzial nicht
mehrfach erfasst/bilanziert.
Fir MaBnahmen, die technisch nicht in Zusammenhang miteinander stehen, missen
separate Forderantrage eingereicht werden.

Weitere Informationen zur Premiumfdrderung sind in der Anlage zum Merkblatt , Modul 4
— Energie- und Ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und Prozessen“
(Bestellnummer 600 000 4471) enthalten.
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2.5 Modul 5 — Transformationsplan

Ziel der Foérderung von Transformationsplanen ist es, Unternehmen bei der Planung und
Umsetzung der eigenen Transformation hin zur Treibhausgasneutralitat zu unterstiitzen. Zu den
wesentlichen Bestandteilen der Transformationsplane, fur die eine EEW-Fdérderung beantragt
werden kann, gehdrt u. a. ein Katalog mit konkreten unternehmensspezifischen MaRhahmen,
durch deren Umsetzung die THG-Emissionen deutlich gesenkt werden kénnen.

Anders als bei den Modulen 1 — 4 und 6 erfolgt die Antragstellung fir Transformationsplane
Uber den Projekttrager des Forderwettbewerbs VDI/VDE Innovation + Technik GmbH,
http://www.wettbewerb-energieeffizienz.de/.

Hohe der Foérderung:

Modul 5

- Transformationsplan -

Forderquote bezogen auf die forderfahigen Gesamtkosten

Grol3e Unternehmen (GU) 40 %
Mittlere* Unternehmen (MU) 50 %
Kleine* Unternehmen (KU) 60 %

e Die Hohe der Forderung ergibt sich durch Multiplikation der Férderquote mit den
forderfahigen Gesamtkosten.

e Der maximal mégliche Férderzuschuss betragt 60.000 Euro pro
Transformationsplan. Fiir Unternehmen, die in einem Netzwerk der Initiative
Energieeffizienz- und Klimaschutz-Netzwerke (IEEKN) angemeldet sind und aktiv
daran teilnehmen, erhoht sich die Férderquote um 10 Prozentpunkte und der
maximal mégliche Férderzuschuss erhéht sich auf 90.000 €.

e Die Forderung erfolgt Uber Artikel 49 der AGVO.
* Es gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Europaischen Union.

Umfangreiche Informationen zur Férderung von Transformationspléanen sind im Infoblatt
»Modul 5 — Transformationsplan“ (Bestellnummer 600 000 4934) zu finden.
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2.6 Modul 6 — Elektrifizierung von Kleinen Unternehmen

Das Modul 6 richtet sich ausschlieBlich an Kleine Unternehmen (KU).

Es werden folgende investive MaRnahmen zur Elektrifizierung von Kleinen Unternehmen

gefordert:

Austausch von Bestandsanlagen, die mit Erdgas, Kohle oder fossilem Ol (Mineraldl)
oder mit aus Erdgas, Kohle oder fossilem Ol (Mineraldl) gewonnenen Energietragern
betrieben werden, durch ausschlief3lich elektrisch zu betreibende Neuanlagen.

Umriistung von Anlagen, die mit Erdgas, Kohle oder fossilem Ol (Mineralol), oder mit
aus Erdgas, fossilem Ol (Mineral6l) oder Kohle gewonnenen Energietragern
betrieben werden, so dass diese mit elektrischer Energie zu betreiben sind.

Es kann beispielsweise Folgendes gefordert werden:

Allgemein: Prozesswarmeerzeuger

(Beispiel: Ein mit Erdgas betriebener Warmeerzeuger wird durch eine elektrisch zu
betreibende Warmepumpe ausgetauscht.)

Béackereien: elektrisch zu betreibende Ofen

Logistik: elektrisch zu betreibende Gabelstapler
Waschereien: Waschmaschinen

Gastronomie: Fritteusen, Ofen, Geschirrspiler
Brauereien: Maische- oder Garbehalter

Kéasereien: Reifekammern

Metallverarbeitung: Hartetfen oder Galvanikanlagen

Hinweis: In Modul 6 férderfahige MalRnahmen kdnnen bei Einhaltung zusétzlicher
Anforderungen ggfs. auch in den Modulen 2 oder 4 férderfahig sein.

Weitere Fordervoraussetzungen:

Es koénnen nur Anlagen gefordert werden, die ausschlief3lich mit elektrischer Energie
zu betreiben sind. Hybridanlagen, die aul3er mit elektrischer Energie auch noch mit
einem anderen Energietrager (beispielsweise Erdgas) betrieben werden kdnnen,
sind nicht férderfahig. Ausgenommen von dieser Einschrankung ist die Méglichkeit
zur direkten Nutzung folgender Energiequellen/-trager:

o0 erneuerbare geothermische-/hydrothermische/aerothermische Quellen
0 Sonnenstrahlung
0 Abwéarme

Diese Vorgabe gilt gleichermalRen fur die Férderung der Umriistung von
Bestandsanlagen.

Die Anlage, furr die eine Forderung beantragt wird, muss eine im Unternehmen
vorhandene Bestandsanlage ersetzen und den gleichen Einsatzzweck wie diese
Bestandsanlage erflllen. Die Bestandsanlage, die durch eine Neuanlage
ausgetauscht werden soll, muss sich seit mindestens 5 Jahren im Bestand des
Unternehmens befinden und zum Zeitpunkt der Antragstellung voll funktionstiichtig
sein.

Die Anlagen bzw. Komponenten, die ausgetauscht werden, dirfen von dem
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Unternehmen, das die Férderung erhalt, nicht weiterbetrieben werden.
Entsprechende Nachweise fiir eine ordnungsgemafe/fachgerechte Entsorgung oder
VerauflRerung missen zusammen mit dem Verwendungsnachweis eingereicht

werden.

° Anlagen, die unter die EU-Energieverbrauchskennzeichnung fallen, miissen der
hdéchsten verfiigbaren Effizienzklasse gentigen.

° Das Investitionsvolumen muss mindestens 2.000 Euro betragen.

° Gebaudebezogene Malinahmen, beispielsweise Heizungs- oder Liftungsanlagen,

sind von der Férderung ausgeschlossen.
Besondere Anforderungen fir die Férderung von Warmepumpen tUber Modul 6:

Fir die Férderung von Luft-Wasser-Warmepumpen in relevanter Nahe zu Wohnungen und
Wohnbebauungen gelten folgende Anforderungen hinsichtlich des Larmschutzes:

Die Gerauschemissionen eines neu installierten Au3engerats missen die Grenzwerte der
Schallleistungspegel fir Warmepumpen in der Europaischen Durchfiihrungsverordnung Nr.
813/2013 (Okodesign-Verordnung) in der Fassung vom 2. August 2013

° bei Antragstellung ab 01. Januar 2024 um mindestens 5 dB unterschreiten.
° bei Antragstellung ab 01. Januar 2026 um mindestens 10 dB unterschreiten.

Weitere Anforderungen an den Schutz vor schadlichen, durch Geréausche entstehenden
Umwelteinwirkungen, die sich im jeweiligen Einzelfall aus der Sechsten Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz
gegen Larm — TA Larm) ergeben kdnnen, bleiben hiervon unberthrt.

Alternativ zum Nachweis, dass das Aul3engerat die Grenzwerte der Schallleistungspegel der
Okodesign-Verordnung Nr. 813/2013 einhdlt, ist ein Nachweis zulassig, dass die Anforderungen
der TA Larm eingehalten werden, z. B. unter Beruicksichtigung von Mal3nahmen zur
Schallreduzierung.

Als relevante Néhe zu Wohnbebauungen gilt

° fur Luft-Wasser-Warmepumpen bis 12 kW Warmeleistung ein Abstand von 60 m vom
AuRengerat zur Wohnbebauung,
° fur Luft-Wasser-Warmepumpen mit Leistung > 12 kW ein Abstand von 200 m vom

AuRengerat zur Wohnbebauung.
Ausschlaggebend ist der Bebauungsstand zum Zeitpunkt der Antragsstellung.

Modulspezifische Besonderheiten zur Forderung von Nebenkosten:

° Die Nebenkosten sind bis zu folgender Héhe forderfahig: 30% der Kosten fiir den
Erwerb der Anlage(n), fir die eine Forderung beantragt wird.

° Im Zusammenhang mit der Férderung von Warmepumpen ist auch eine akustische
Fachplanung, die unter Berlcksichtigung des Leitfadens fur die Verbesserung des
Schutzes gegen Larm bei stationaren Geraten der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
Immissionsschutz zur Einhaltung des Stands der Technik entsprechend § 22
BImSchG erstellt wird, forderfahig.
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Hohe der Férderung:

Modul 6

- Elektrifizierung von Kleinen Unternehmen -

Forderquote bezogen auf die Investitionsgesamtkosten (IGK)

Grol3e Unternehmen (GU) -

Mittlere* Unternehmen (MU) -

Kleine* Unternehmen (KU) 33 %

e Die Hohe der Forderung (Tilgungszuschuss) ergibt sich durch Multiplikation der
Forderquote mit den Investitionsgesamtkosten.

e Die Forderung erfolgt tiber die De-minimis VO.

e Fur MaBnahmen, die technisch, wirtschaftlich und administrativ in Zusammenhang
stehen, darf Giber Modul 6 maximal ein Zuschuss in Héhe von insgesamt 200.000
Euro gewahrt werden. Dies gilt auch, wenn diese zusammenhangenden
MaRnahmen auf mehrere Forderantrage verteilt werden.

* Es gilt die KMU-Definition der EU-Empfehlung 2003/361/EG der Europaischen Union.

Hinweis: Fir Modul 6 gibt es keine modulspezifische Anlage zum Merkblatt.

2.7 Forderausschlusse
Von einer Forderung ausgeschlossen sind:

a) Art des Unternehmens, der MaBnahme und der Finanzierung

° Unternehmen, die unter einen beihilferechtlichen Forderausschluss fallen;

° MafRnahmen, deren Durchfihrung auf einer gesetzlichen Verpflichtung oder
behdrdlichen Anordnung beruht;

° MalRnahmen, mit deren Umsetzung bereits begonnen wurde;

° Treuhandkonstruktionen

° Entgeltliche und sonstige Vermodgensubertragungen (zum Beispiel kauflicher Erwerb)

0 zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des § 15 AktG
beziehungsweise die Ubernahme des geférderten Unternehmens in einen
solchen Unternehmensverbund

o zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern

o im Rahmen beziehungsweise infolge von Betriebsaufspaltungen
o0 zwischen Ehegatten beziehungsweise Lebenspartnern

o sowie der Erwerb eigener Anteile

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestande (zum Beispiel durch
Treuhandgeschéfte)

° MalRnahmen, die Uber Mietkauf, Leasing, Sale- und Leaseback, Sale- und Mietkauf-
Back oder ahnliche Instrumente finanziert werden.

° MalRnahmen, die im Zusammenhang mit der Zeugung/Aufzucht/Haltung von Tieren
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oder im Zusammenhang mit der Zucht/dem Anbau/der Ernte von Nutz-/Zierpflanzen
stehen. Hiervon ausgenommen sind MaflRnahmen, die Giber Modul 2 geférdert werden
kénnen;

° Anlagen zur Nutzung auB3erhalb des eigenen Betriebsgelandes, wobei Fahrzeuge im
Sinne des Forderprogramms ebenfalls als Anlagen gelten;

° Anlagen sowie MaRhahmen an Anlagen zur Erzeugung oder Verteilung von
thermischer oder elektrischer Energie zum Zwecke der Einspeisung oder Verteilung
in Netze, die sich Uber die Grundstiicksgrenze des Standortes, in dem die
Einspeisung erfolgen soll, ausdehnen. Ausgenommen hiervon sind Mal3nahmen, die
Uber Modul 2 geférdert werden kénnen sowie MaRnahmen zur Abwarmenutzung;

° Forschungs- und Entwicklungsvorhaben;

b) Leistungen und Kosten

° Kosten fur Antrage, Genehmigungen und Zertifikate. Davon ausgenommen sind
Zertifizierungen der THG-Bilanzierung nach Nummer 5.5 der EEW-Férderrichtlinie;
° Eigenleistungen des antragstellenden Unternehmens sowie Anlagentechnik und

Produkte, die vom antragstellenden Unternehmen selbst hergestellt werden. Als
Eigenleistungen gelten auch

0 Leistungen zwischen Partnerunternehmen und verbundenen Unternehmen im
Sinne der EU-Verordnung VO (EU) Nr. 651/2014 Anhang 1 Artikel 3 Absatz 2
und 3 sowie

0 Leistungen, die von einem vom antragstellenden Unternehmen nicht
ausreichend unabhangigen Unternehmen erbracht werden. Die
Unabhangigkeit ist insbesondere dann nicht ausreichend, wenn die
Geschéftsfiihrungen der beteiligten Unternehmen teilweise oder vollstandig
durch die gleichen Personen wahrgenommen werden.

Hinweis: In Form von Eigenleistungen erbrachte Einbau- und Montagearbeiten
kénnen zwar nicht geférdert werden, haben aber keine negativen Auswirkungen auf
die Férderung des Erwerbs der einzubauenden technischen Anlagen bzw. der
einzubauenden Anlagentechnik, sofern der Einbau den Vorgaben/Vorschriften
entsprechend erfolgt;

° Personal- und Betriebskosten, Herstellungskosten, Steuern, Umlagen und Abgaben
des antragstellenden Unternehmens;

° Erwerb gebrauchter Anlagen sowie neuer Anlagen mit gebrauchten Anlagenteilen;

c) Prozessbezug, bauliche MaRnahmen

° Anlagen und Komponenten, die nicht eindeutig und Uiberwiegend einem (oder
mehreren) gewerblich-industriellen Prozess(en) zugeordnet werden kénnen und/
oder in den Anwendungsbereich des Gebaudeenergiegesetzes (GEG) fallen;

° Bauliche MaRnahmen. Hiervon ausgenommen sind bauliche MaRnahmen, die als
Nebenkosten fur férderfahige MalRnahmen anerkannt werden;

d) Kéltemittel

° Technische Anlagen, die Kaltemittel mit einem Global Warming Potential (GWP) von
mehr als 150 enthalten. Dieser Ausschluss gilt ebenfalls fir MaBnahmen an
Kaltemittelkreislaufen von Kalteanlagen, die die Anforderungen des
Forderprogramms hinsichtlich des GWP nicht erfullen.
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° Hiervon ausgenommen sind Warmepumpen, welche die in der Anlage ,Modul 2 —
Prozesswarme aus erneuerbaren Energien zum Merkblatt aufgefiihrten Kriterien fur
Warmepumpen erfillen.

° Warmepumpen, in denen nicht ausschlie3lich naturliche Kaltemittel eingesetzt
werden. (Hinweis: Diese Einschrankung gilt erst fur Férderantrage, die ab dem
01.01.2027 gestellt werden.)

e) Art der Energie- und Ressourceneinsparungen

° Energie- und Ressourceneinsparungen, die durch Reduktion der Produktion
und/oder durch die Verlagerung von Produktionsprozessen erzielt werden;

° MalRnahmen, die keine unmittelbaren Energie- oder Ressourceneinsparungen in
Prozessen bewirken. Hiervon ausgenommen sind:

o MalRnahmen, die ausschlieRlich den Wechsel von einem fossilen auf einen
erneuerbaren Energietrager oder auf elektrischen Strom betreffen;

o0 Malinahmen zur au3erbetrieblichen Abwéarmenutzung;

° MalRnahmen, die im Unternehmen, in dem sie eingesetzt werden, keine THG-
Einsparungen bewirken. Ausgenommen hiervon sind MaRhahmen zur
aulRerbetrieblichen Abwarmenutzung sowie MaRnahmen, die Uber Modul 2 geférdert
werden konnen;

f) Fossile Energietrager

° Beschaffung von Anlagen, die mit Erdgas, Kohle oder fossilem Ol (Mineralél) oder
mit aus Erdgas, Kohle oder fossilem Ol (Mineralél) gewonnenen Energietragern, zu
betreiben sind;

° Die Beschaffung von bzw. MaBnahmen an Anlagen, die dauerhaft ausschlie3lich mit
fossilen Brennstoffen betrieben werden kénnen;

° MafRnahmen an Anlagen, die mit Kohle oder mit aus Kohle gewonnenen
Energietragern betrieben werden, aulRer der vollstandigen Umriistung auf
erneuerbare Energietrager;

o Mafnahmen, die zu einem Wechsel von einem erneuerbaren auf einen fossilen
Energietrager fuhren;

g) EEG, KWK, Warmenetze

° Anlagen und MalRBnahmen an Anlagen, die nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) gefordert werden. Hiervon ausgenommen sind Maf3nahmen, die Giber Modul 2
geférdert werden kénnen;

° MafRnahmen an Anlagen, die nach dem Gesetz fiir die Erhaltung, die Modernisierung
und den Ausbau der Kraft-Warme-Kopplung (KWKG) geférdert werden.

° Neue Kraft-Warme-Kopplungs-Anlagen. Hiervon ausgenommen sind MalRnahmen,
die Uber Modul 2 gefoérdert werden kénnen;

° MalRnahmen an Kraft-Wéarme-Kopplungs-Anlagen;

° Warmenetze, die nach § 18 KWKG gefordert werden kdnnen;

Daruber hinaus sind die modulspezifischen Einschrankungen zu beachten, die den
entsprechenden Anlagen zum Merkblatt zu entnehmen sind.
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Die KfW schlie3t zudem bestimmte Vorhaben generell von einer Finanzierung aus oder gibt
einzuhaltende Bedingungen vor. Details kénnen Sie der Ausschlussliste der KW Bankengruppe
entnehmen: www.kfw.de/ausschlussliste

Bei diesem Forderprogramm sind die Paris-kompatiblen Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe
zu bertcksichtigen, die konkrete Anforderungen an die Klimavertraglichkeit der jeweiligen
Investitionen definieren: Kundenversion Paris-kompatible Sektorleitlinien (kfw.de)

2.8 Besondere Voraussetzungen fur Contractingmafnahmen

Im Fall der Férderung einer MalRnahme, die Giber Contracing finanziert wird, sind zusatzliche
Voraussetzungen zu beachten:

° Es muss im Rahmen der Antragstellung ein Entwurf des Contracting-Vertrags, der
das Contracting-Unternehmen (= Contracting-Geber) und den Contracting-Nehmer
als Vertragsparteien benennt und das Contractingverhéltnis abschlieRend regelt,
vorgelegt werden. Die Laufzeit des Vertrages muss mindestens den in Nummer 7.1
der Richtlinie geregelten Zeitraum des bestimmungsgemaRen Betriebs von drei
Jahren abdecken und die mit dem Férderantrag geltend gemachten
Forderbestandteile umfassen. Zum Ausschluss einer Doppelférderung muss der
Vertrag einen Verzicht des Contracting-Nehmers auf die Geltendmachung eines
eigenen Forderanspruchs fur das Vorhaben enthalten;

° Vorlage einer durch das Contracting-Unternehmen und den Contracting-Nehmer
unterzeichneten Erklarung, dass das Contracting-Unternehmen den Contracting-
Nehmer (ber die geplante Inanspruchnahme der Férderung sowie tber die Hohe des
maximalen Forderbetrages informiert hat;

° Vorlage einer durch das Contracting-Unternehmen und den Contracting-Nehmer
unterzeichneten Erklérung, dass alle Parteien der Prifung gemal Nummer 9.7 der
Richtlinie zustimmen;

° Vorlage einer durch das Contracting-Unternehmen und den Contracting-Nehmer
unterzeichneten Erklarung, dass sie mit der Verwendungsnachweispriifung durch
den Zuwendungsgeber oder von ihm mit der Prifung beauftragte Stellen sowie den
Bundesrechnungshof einverstanden sind. Dies umfasst unter anderem, dass Biicher,
Belege und sonstige Geschaftsunterlagen bereitgehalten und auf Anforderung
vorgelegt, Auskinfte erteilt und Vor-Ort-Priifungen zugelassen werden.

° Die die fur KMU geltende héhere Férderquote kann auch dann bewilligt werden,
wenn der Contracting-Nehmer kein KMU ist.

2.9 Kumulierungsverbot

Fir MalRnahmen, die Uber die Bundesforderung Energie- und Ressourceneffizienz in der
Wirtschaft (EEW) gefordert werden, dirfen keine weiteren 6ffentlichen Beihilfen des Bundes,
der Lander, der Kommunen und Kreise beantragt und in Anspruch genommen werden. Dieses
Kumulierungsverbot umfasst auch Zahlungen/Vergutungen nach dem EEG und dem KWKG.

Im Falle eines VerstoRes gegen die vorstehende Regelung entfallt riickwirkend der
Teilschulderlass durch den Tilgungszuschuss. Der ausstehende Kredit ist in diesem Fall nach
entsprechender Kiindigung einschlief3lich des gewahrten Tilgungszuschusses vollstandig
zuriickzuzahlen. Durch die Tilgungszuschussgewahrung erlangte Zinsvorteile sind ebenfalls an
die KfW abzufiihren. Die erlangten Zinsvorteile berechnen sich fiir den Zeitraum ab dem
Zeitpunkt der Gewahrung des Tilgungszuschusses bis zum Zeitpunkt der vollstandigen
Ruckzahlung des Kredits mit dem Basiszinssatz zuziglich finf Prozentpunkte.
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Fordermittel fir eine Energieberatung nach der ,Bundesfoérderung fiir Energieberatung fur
Nichtwohngebaude, Anlagen und Systeme: Modul 1“ kénnen hingegen in Anspruch genommen
werden. Die entsprechenden Ausgaben/Kosten diirfen in diesem Fall jedoch nicht zusatzlich im
Rahmen dieses Forderprogramms geltend gemacht werden.

Es ist nicht zuléssig fur die gleichen MalRnahmen sowohl einen Antrag bei der KfW als auch
beim BAFA oder im EEW-Forderwettbewerb zu stellen.

Vertiefende Informationen zu den beihilferechtlichen Kumulierungsvorschriften finden Sie im
KfW-Merkblatt "Allgemeines Merkblatt zu Beihilfen", Bestellnummer 600 000 0065.

2.10 Umwelt- und Sozialvertraglichkeit

Das Vorhaben muss die in Deutschland geltenden umwelt- und sozialrechtlichen
Anforderungen und Standards erfillen.

3. Ablauf einer EEW-F6rderung
3.1 Antragstellung sowie Vorhabenbeginn

Die KfW gewahrt Kredite aus diesem Programm Uber Finanzierungspartner (Banken und
Sparkassen). lhren Antrag stellen Sie bei einem Finanzierungspartner lhrer Wahl vor Beginn
des Vorhabens.

Grundséatzlich sind MaBnahmen, mit deren Umsetzung bereits vor der Zusage des
Kredits begonnen wurde, nicht férderfahig. Als Beginn gilt bereits der rechtsgiltige
Abschluss eines der Umsetzung des Vorhabens zuzurechnenden Lieferungs- oder
Leistungsvertrages einschlie3lich eines Contracting- oder Biirgschaftsvertrages. Der Abschluss
von Vertragen vor Antragstellung bei der KfW gilt auch dann als férderschadlich, wenn die
Parteien die Vereinbarung mit einem Rucktrittsrecht und/oder mit einer aufschiebenden oder
einer auflésenden Bedingung unter dem Vorbehalt der Kreditzusage der KfW geschlossen
haben.

Auf begriindeten Antrag hin kann die KfW bei Vorliegen besonderer Umstéande im
Einzelfall eine Abweichung von dieser Regelung genehmigen. Der Antrag auf vorzeitigen
MaRnahmenbeginn (Bestellnummer 600 000 4500) ist bei Ihrem Finanzierungspartner
einzureichen. Genehmigt die KfW einen Antrag auf vorzeitigen MaBnahmenbeginn, kann
mit der Umsetzung der MaBnahme schon vor der Zusage des Kredits begonnen werden.
In diesem Fall beginnt der Bewilligungszeitraum mit Genehmigung des vorzeitigen
MaRnahmenbeginns und es kénnen ab diesem Zeitpunkt, auf eigenes finanzielles Risiko,
Auftrage erteilt und erbracht sowie erbrachte Leistungen entlohnt werden. Die tatsachliche
Forderung der beantragten MaRnahme ist immer abh&ngig von der abschlieRenden Prifung
und Bewilligung des Férderantrags.

Beratungs- und Planungsleistungen dirfen bereits vor Antragstellung in Auftrag gegeben und
erbracht werden, ohne dass dies forderschadliche Auswirkungen hatte.

Nach Priifung des Antrags wird im Falle einer Zusage die maximale Hohe des
Tilgungszuschusses auf Basis der fiir die MaBnahme geplanten und im Kreditantrag bezifferten
Investitions(mehr)kosten bestimmt. Im Falle einer Férderung tber Modul 4 — Premiumférderung
wird bei der Ermittlung der maximalen Hohe des Tilgungszuschusses auRerdem das ermittelte
CO2-Einsparpotenzial bertcksichtigt.

Im gBzA-Center (www.kfw.de/gbza) kénnen Sie durch Auswahl des gewlinschten Programms
und anschlieender Dateneingabe die ,gewerbliche Bestatigung zum Antrag" elektronisch
abgeben. Das von lhnen erzeugte und unterzeichnete Dokument muss dem
Finanzierungspartner tibermittelt werden. Uber die auf dem Dokument ausgewiesene gBzA mit
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Identifikationsnummer kann das Finanzierungsinstitut Ihre gespeicherten Daten in den weiteren
Prozess der Antragstellung fur Ihren Férderkredit einbinden.

Antragsstellung bei der KfW Kreditzusage

|

1 I |

Zulassig: . Der Umsetzung zuzurechnende Lieferungs- oder o
Vergabe und Erbringung von Leistungsvertrage diirfen nur unter folgenden schriftlich Vertrage dirfen auch
Planungsleistungen fixierten Bedingungen abgeschlossen werden: ohne aufschiebende oder

Nicht zulassig:

+ Beginn der
MaRnahmenumsetzung
Abschluss von Vertrdgen
(auRer bezilglich
Planungsleistungen)

3.2

aufhebende
Bedingung(en)
abgeschlossen werden.
Mit der Umsetzung der
MaRnahmen darf
begonnen werden.

Vertrag wird erst nach Zusage einer Férderung wirksam
(aufschiebende Bedingung)

Vertrag wird hinféllig bei Ablehnung einer Férderung
(aufhebende Bedingung)

Mit der Umsetzung der MaBnahme darf noch nicht
begonnen werden. Ausnahme: ein vorzeitiger
Mafnahmenbeginn wurde genehmigt.

Unterlagen

Die meisten von der KfW bendtigten Angaben werden automatisiert abgefragt. Darliber hinaus
werden folgende Angaben bendtigt:

Bei MaRnahmen aus Modul 1: Produktdatenblatt bzw. Materialdatenblatt oder
Herstellererklarung sowie ein Foto der Bestandsanlage.

Bei MaRnahmen aus Modul 2: Datenerfassungsblatt (Formularnummer 600 000
4395) und hydraulisches Anlagenschema zur beantragten Ma3nahme sowie
gegebenenfalls die EEG/KWKG-Verzichtserklarung.

Bei MaRnahmen aus Modul 3: Systemkonzept, Datenerfassungs- beziehungsweise
Wirkplan und Stickliste der zu férdernden Aktoren und Sensoren.

Bei MaRnahmen aus Modul 4 — Basisforderung: Bestatigung, dass das erforderliche
Endenergie-Einsparpotenzial erreicht wird sowie Foto der Bestandsanlage

Bei MaRnahmen aus Modul 4 — Premiumférderung: Die vollstandig ausgefillte
Vorlage zum Einsparkonzept, welche unter nachfolgendem Link bereitgestellt wird,
www.bmwk.de/einsparkonzept sowie gegebenenfalls weitere Formulare und
Nachweise. Achtung: alternative Einsparkonzepte kénnen nicht akzeptiert werden.
Bei einer Férderung der Investitionsmehrkosten zusétzlich Referenzangebot fur jede
MaRnahme, fir die eine Forderung beantragt wird.

Bei MalRnahmen aus Modul 6: Angebot fir den Erwerb und Installation einer Anlage
beziehungsweise Anlagenkomponente, die dem Vorhaben entspricht, fir das eine
Forderung beantragt wird sowie ein Foto der Bestandsanlage.

Fur kleine und mittlere Unternehmen gemaf Definition der Européaischen Union die
Selbsterklarung des Antragstellers zur Einhaltung der Definition fur kleine und
mittlere Unternehmen (fur verflochtene Unternehmen: Formularnummer 600 000
0196, fur nicht verflochtene Unternehmen: Formularnummer 600 000 0095). Die
Selbsterklarung verbleibt bei lnrem Finanzierungspartner.
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° Bei Beantragung im Rahmen der beihilferechtlichen De-minimis-Regelung
(Komponente 1):

Anlage De-minimis-Erklarung des Antragstellers (Formularnummer 600 000 0075) Uber bereits
erhaltene De-minimis-Beihilfen. Diese verbleibt beim Finanzierungspartner.

Sofern die Antragstellung durch einen Contractor erfolgt, ist mit der Beantragung zudem ein
Entwurf des Contracting-Vertrages vorzulegen, der folgende Informationen enthalt:

° eindeutige Benennung der Vertragsparteien;

° Mindestlaufzeit des Contracting-Vertrages, die mindestens die in der Richtlinie unter
7.1 geregelten Zeitraum des bestimmungsgemafen Betriebs abdeckt;

° Contracting-Leistungen (beantragte Fordermaf3nahmen und Férderbestandteile);

° Erklarung des Contracting-Nehmers auf Verzicht der Geltendmachung des eigenen

Forderanspruchs fir das betreffende Vorhaben.

Wir behalten uns vor, weitere ergdnzende Unterlagen anzufordern. Bitte beachten Sie
insbesondere, dass Sie alle weiteren notwendigen Nachweise und Dokumente gemaf der
jeweils glltigen "Anlage zum Merkblatt" mindestens 10 Jahre aufbewahren und auf Anfrage der
KfW zur Verfligung stellen missen.

3.3 Sicherheiten

Fir Ihren Kredit sind bankibliche Sicherheiten erforderlich. Form und Umfang der Besicherung
vereinbaren Sie im Rahmen der Kreditverhandlungen mit Ihrem Finanzierungspartner.

3.4  Kreditbetrag

° maximal 100 Millionen Euro pro Vorhaben
Es werden bis zu 100 % der forderfahigen Investitionskosten finanziert.

Die Mehrwertsteuer kann mitfinanziert werden, sofern die Berechtigung zum Vorsteuerabzug
nicht vorliegt.

3.5 Bereitstellung

° Die Auszahlung erfolgt zu 100% des zugesagten Betrags.

° Der Betrag ist in einer Summe oder in Teilen abrufbar.

° Die Abruffrist betragt 12 Monate nach Zusage. Diese kann im Einzelfall verlangert
werden.

° Fur den noch nicht abgerufenen Betrag wird beginnend ab 2 Bankarbeitstagen und 6
Monate nach dem Zusagedatum eine Bereitstellungsprovision von 0,15 % pro Monat
berechnet.

Vor Auszahlung des KfW-Refinanzierungskredits an den Finanzierungspartner ist ein Verzicht

auf den Kredit jederzeit moglich. Verzichten Sie auf einen noch nicht abgerufenen Kredit, kann
die KfW fiir dasselbe Vorhaben friihestens nach 6 Monaten einen neuen Kredit zusagen. Eine

Antragstellung ist ohne Sperrfrist moglich, wenn das Vorhaben neu oder in wesentlichen Teilen
verandert ist.
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3.6 Zinssatz

° Der Zinssatz orientiert sich an der Entwicklung des Kapitalmarktes und wird am Tag
der Zusage festgesetzt.

° Ist die Laufzeit langer als die Zinsbindungsdauer, unterbreitet die KfW vor Ende der
Zinsbhindungsfrist ein Prolongationsangebot.

° Der Zinssatz wird unter Beriicksichtigung der wirtschaftlichen Verhaltnisse des

Kreditnehmers (Bonitat) und der Werthaltigkeit der fir den Kredit gestellten
Sicherheiten vom Finanzierungspartner festgelegt.

Hierbei erfolgt eine Einordnung in eine der von der KfW vorgegebenen Bonitats- und
Besicherungsklassen. Durch die Kombination von Bonitats- und Besicherungsklasse ordnet der
Finanzierungspartner den Forderkredit einer der von der KfW vorgegebenen Preisklassen zu.

Jede Preisklasse deckt eine Bandbreite ab, die durch eine feste Zinsobergrenze
(Maximalzinssatz) abgeschlossen wird. Der zwischen lhnen und Ihrem Finanzierungspartner
vereinbarte kundenindividuelle Zinssatz kann unter dem Maximalzinssatz der jeweiligen
Preisklasse liegen. Einzelheiten zur Ermittlung des kundenindividuellen Zinssatzes entnehmen
Sie bitte dem KfW- Merkblatt ,Risikogerechtes Zinssystem*, Bestellnummer 600 000 0038.

Die jeweils geltenden Maximalzinssétze (Soll- und Effektivzinssatze gemaf den gesetzlichen
Bestimmungen) finden Sie in der Konditioneniibersicht fir KIW-Férderprogramme im Internet
unter www.kfw.de/konditionen.

3.7  Zinsverbilligung

Bei Kreditantrdgen in den Modulen 1 bis 4 und 6 wird zusatzlich zu den Tilgungszuschussen
eine beihilferelevante Zinsverbilligung eingeftihrt. Die durch die Zinsverbilligung bewirkte
Beihilfe darf jedoch zusammen mit dem Tilgungszuschuss nicht die vorgegebenen
Forderintensitaten der AGVO (ibersteigen. Ubersteigt die Gesamtférderung aus
Tilgungszuschuss und Zinsverbilligung die maximal mogliche Beihilfeintensitat, wird die
Zinsbeihilfe auf den Tilgungszuschuss angerechnet und dieser entsprechend um die Hohe der
Zinsbheihilfe gesenkt. Insbesondere wird der Tilgungszuschuss in Modul 1 sowie Modul 6 um die
Zinsbeihilfe reduziert.

Die zinsverbilligung erfolgt maximal fur die ersten zehn Jahre der Kreditlaufzeit.

3.8 Laufzeit und Zinsbindung

Folgende Laufzeitvarianten stehen lhnen zur Verfligung:

° bis zu 5 Jahre bei hochstens 1 tilgungsfreien Anlaufjahr und einer Zinshindung fir die
gesamte Kreditlaufzeit

° bis zu 10 Jahre bei héchstens 2 tilgungsfreien Anlaufjahren und einer Zinsbindung
fur die gesamte Kreditlaufzeit

° bis zu 20 Jahre bei héchstens 3 tilgungsfreien Anlaufjahren und einer Zinsbindung

fir die ersten 10 Jahre
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3.9 Umsetzungszeitraum

Die MalRnahmen, flir die eine Forderung beantragt wird/wurde, miissen innerhalb des
sogenannten Bewilligungszeitraumes vollstandig umgesetzt werden. Der Bewilligungszeitraum
endet gerechnet vom Datum der Zusage des Kredits bzw. ab Genehmigung des Antrages auf
vorzeitigen Malinahmenbeginn nach folgender Anzahl von Monaten:

° Realisierung von Geothermieanlagen: 48 Monate
° Machbarkeitsstudien fiir die Errichtung von Geothermie-Anlagen: 24 Monate
° Transformationsplan: 12 Monate
° MalRnahmen, die einen Dekarbonisierungsbonus erhalten: 48 Monate
° Alle anderen Mal3nahmen: 36 Monate

MaRnahmen, die erst nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes fertiggestellt werden, kénnen
nicht geférdert werden. Der Bewilligungszeitraum kann auf Antrag der Hausbank von der KfW in
Ausnahmeféllen bis zu zweimal um jeweils bis zu 12 Monate verléangert werden. Hierfur sind
Angaben zum Umsetzungsstand des Vorhabens, zum Grund der Verzégerung sowie zum
voraussichtlichen Ende der MaRnahmenumsetzung erforderlich. Bei der Realisierung von
Anlagen zur Erschlieung von tiefer Geothermie kann die Frist bis zu zweimal um jeweils bis zu
24 Monate verlangert werden. Die Fristverlangerung ist nachvollziehbar und plausibel zu
begriinden und muss vor Ablauf der Umsetzungsfrist (Ende des Bewilligungszeitraums)
beantragt werden.

Wenn die MaRhahme Teil eines Transformationsplans gemaf der Richtlinie ist, kann eine
Verlangerung des Zeitraums, in dem die MaRhahme betriebsbereit umgesetzt werden muss, auf
bis zu 60 Monate beantragt werden. Als Nachweis muss zusétzlich der Transformationsplan
eingereicht werden, aus dem eine Begriindung flir eine Fristverlangerung hervorgeht.

Abweichungen bei der Umsetzung von der im Kreditvertrag zugesagten MaRnahme sind der
KfW unverziglich anzuzeigen und kénnen dazu fiihren, dass eine Férderung nicht mehr
moglich ist bzw. dass eine ausgezahlte Forderung zuriickgezahlt werden muss.

3.10 Nachweis der Mittelverwendung

Nach Durchfiihrung der Mal3Bnahmen ist der programmgemalRe Einsatz der Mittel gegenuber
Ihrem Finanzierungspartner nachzuweisen und innerhalb von 12 Monaten nach Vollauszahlung
des Kredits gegeniiber der Kf\W mit der "Bestatigung nach Durchfiihrung"”, Bestellnummer 600
000 4392, wie folgt zu belegen:

° Sie bestatigen die antrags- und programmgemale Verwendung der Mittel.

° Im Fall der Férderung einer MaBhahme aus Modul 2 bestatigt der Fachplaner
beziehungsweise Fachunternehmer die planméaRige Durchfiihrung des geforderten
Vorhabens.

° Im Fall der Férderung einer MaBnahme aus Modul 4 — Premiumforderung bestatigt

der Energieberater beziehungsweise die Antragstellenden, sofern es tber ein nach
DIN EN ISO 50001 oder Eco-Management and Audit Scheme zertifiziertes Energie-
oder Umweltmanagementsystem verfligt, die Umsetzung des geforderten Vorhabens
geman Einsparkonzept.

° Der Finanzierungspartner bestatigt den bestimmungsgemafen Einsatz der Mittel
sowie die Einhaltung aller genannten Fristen und reicht das Formular bei der KfwW
ein.
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Eine Verlangerung der Einreichungsfrist fiir die "Bestatigung nach Durchfiihrung" ist méglich,
wenn sie schriftlich vor Ablauf der Abruffrist beantragt wird.

Als Nachweis der fachgerechten Inbetriebnahme der unter Modul 1 und/oder Modul 3
beantragten MaRnahme legen Sie dem Finanzierungspartner eine Fachunternehmererklarung
vor (Formularnummer 600 000 4662 beziehungsweise Formularnummer 600 000 4663).

Rechnungen missen die forderfahigen MalZnahmen, die Arbeitsleistung sowie die Adresse des
Investitionsobjektes ausweisen und in deutscher Sprache ausgefertigt sein.

3.11 Tilgung

Wahrend der tilgungsfreien Jahre zahlen Sie lediglich die Zinsen auf die ausgezahlten
Kreditbetrage. Danach wird der Kredit

° vierteljahrlich in gleich hohen Raten zurtickgezahlt.

AuBerplanméBige Tilgungen kdnnen nur gegen Zahlung einer Vorfalligkeitsentschadigung vor-
genommen werden.

3.12 Tilgungszuschuss

Mit Nachweis der durchgefiihrten Investitionen gemafl Zusage erhalten Sie einen
Tilgungszuschuss, dessen Hohe den Kapiteln 2.1 bis 2.6 entnommen werden kann. Die
Gutschrift des Tilgungszuschusses erfolgt nach Anerkennung der "Bestéatigung nach
Durchfiihrung" Formularnummer 600 000 4392, durch die KfW mit Wertstellung zum
Quartalsende, sofern die Prufung bis einen Monat vor dem Quartalsende geschieht und
entsprechende Haushaltsmittel aus dem laufenden Haushaltsjahr zur Verfigung stehen.
Andernfalls erfolgt eine Verrechnung zum nachstmdglichen Termin.

Der Tilgungszuschuss wird auf den zum Zeitpunkt der Anerkennung der "Bestatigung nach
Durchfiihrung" gultigen Zusagebetrag berechnet und auf die nach dem Tilgungsplan zuletzt
falligen Raten angerechnet, wodurch sich die Kreditlaufzeit entsprechend verkdrzt.

Sofern zum Zeitpunkt der Wertstellung der ausstehende Kreditbetrag geringer ist als die Hohe
des Gutschriftbetrages, wird der Tilgungszuschuss nur in Hohe des aktuellen Kreditbetrages
verbucht. Eine Barauszahlung oder Uberweisung des Tilgungszuschusses ist nicht moglich.

Hinweis: Der Tilgungszuschuss kann geringer ausfallen als der in der Zusage zum Kredit
ausgewiesene Betrag. Das ist beispielsweise der Fall, wenn die tatséchlichen Kosten geringer
ausfallen als im Antrag angegeben. Wenn tber die Module 1, 4 oder 6 der Austausch einer
Bestandsanlage gefordert werden soll und wurde/wird die Bestandsanlage verkauft, so
reduzieren sich die foérderfahigen Kosten um die Hohe der Verkaufserlose.

3.13 Zeitraum des bestimmungsgemalfen Betriebs

Die geforderten Investitionen sind nach der Inbetriebnahme (erstmalige bestimmungsgemafe
Verwendung einer Technologie) mindestens drei Jahre zweckentsprechend zu betreiben
(Zeitraum des bestimmungsgemafen Betriebs).

Eine VerauRerung oder Stilllegung der geférderten Investition bzw. eine VerauRerung,
Stilllegung oder ein Abriss des Gebaudes, mit dem die geférderte Investitioni. S. v. § 94 Abs. 1
Birgerliches Gesetzbuch fest verbunden ist, innerhalb dieses Zeitraumes, ist der KW
unverzuglich anzuzeigen und hat eine Rickforderung der ausgezahlten Férderung zur Folge.
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Ausgenommen hiervon ist der Eigentumsibertrag, der im Rahmen des Verkaufs eines
Unternehmens erfolgt. Die geférderte Investition muss im Anschluss an den Ubertrag
zweckentsprechend weiterbetrieben werden.

Folgende Informationen und Bestatigungen sind der KfW vorzulegen:

° Vollstandiger Name/Adresse der beteiligten Unternehmen,
° Angabe zum (geénderten) Standort der MaRnahme,
° Ubertragung der Rechte und Pflichten. (Zur Ubertragung der Rechte und Pflichten

aus dem Kreditvertrag ist eine entsprechende von beiden Unternehmen
unterzeichnete Erklarung einzureichen.)

4, Beihilfe

In diesem Programm vergibt die KfW unter einer der nachstehenden beihilferechtlichen
Regelungen Beihilfen in Form von Zinssubventionen und Tilgungszuschiissen.

Vertiefende Informationen zu den beihilferechtlichen Bestimmungen, insbesondere zu den
beihilfefahigen Kosten, den maximalen Beihilfeintensitaten beziehungsweise -hdchstbetragen
sowie den Kumulierungsvorschriften finden Sie im KfwW-Merkblatt ,Allgemeines Merkblatt zu
Beihilfen“, Bestellnummer 600 000 0065.

Es koénnen Beihilfen gemaR der De-minimis-Verordnung (EU) Nummer 2023/2813 vom 13.
Dezember 2023 (EU-Amtsblatt L 2023/2831 vom 15. Dezember 2023) in Anspruch genommen
werden (Komponente 1).

Diese Beihilfen kdnnen fur die Finanzierung von Investitionen und/oder Betriebsmittel genutzt
werden. Die verschiedenen beihilferechtlichen Regelungen verpflichten die KfwW und die
Antragsteller zur Einhaltung spezifischer Vorgaben:

° Unternehmen beziehungsweise Sektoren gemaf Artikel 1 Absatz 1 De-minimis-
Verordnung sind von der Férderung ausgeschlossen. Der Férderausschluss umfasst
unter anderem Beihilfen fur Fischerei und Aquakultur, Beihilfen fir die
Primérerzeugung, Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
sowie Beihilfen fir bestimmte exportbezogene Tatigkeiten.

° Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen von einem Mitgliedstaat
gewahrten De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Jahren kumuliert
300.000 Euro nicht Gbersteigen. Bei der Einhaltung der jeweils zulassigen
Beihilfehdchstbetrage sind die Kumulierungsregeln gemaf Artikel 5 De-minimis-
Verordnung zu bertcksichtigen.

Es koénnen Beihilfen nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) (EU)
Nummer 651/2014 vom 17. Juni 2014 (EU-Amtsblatt L 187/1 vom 26. Juni 2014) in der
Fassung der Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juli 2023 (EU-Amtsblatt L 167/1 vom
30.06.2023) in Anspruch genommen werden.

Diese Beihilfen kdnnen ausschlieflich fur die Finanzierung von Investitionen genutzt werden.
Hierbei gilt:

° Unternehmen beziehungsweise Sektoren gemaR Artikel 1 Absatz 2 bis 5 Allgemeine
Gruppenfreistellungsverordnung sind von einer Forderung ausgeschlossen. Der
Forderausschluss umfasst unter anderem Beihilfen flr Fischerei und Aquakultur,
Beihilfen fur die Primérerzeugung, Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie Beihilfen fir bestimmte exportbezogene
Tatigkeiten.

° Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Nummer 18 Allgemeine
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Gruppenfreistellungsverordnung sind nicht férderfahig.

. Daruber hinaus sind Unternehmen, die einer friiheren
Beihilfenrtickforderungsentscheidung der EU-Kommission zur Feststellung der
Unzuléssigkeit einer von demselben Mitgliedstaat gewahrten Beihilfe und ihrer
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, nicht férderféhig.

° Es gilt die nach der jeweiligen Regelung der Allgemeinen
Gruppenfreistellungsverordnung einschlagige Beihilfehdchstintensitat
beziehungsweise der einschlagige Beihilfehdchstbetrag (Anmeldeschwelle). Die
Kumulierungsregeln geman Artikel 8 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung
sind zu beachten.

° Es wird darauf hingewiesen, dass die KfW gemaR Artikel 9 Absatz 1 Litera c) in
Verbindung mit Anhang Il der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung dazu
verpflichtet ist, Informationen Uber gewéhrte Einzelbeihilfen von tber 100.000 Euro
zu melden. Diese werden auf einer Beihilfe-Website der Européischen Kommission
verdffentlicht.

Beihilfen kdnnen nach folgenden Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnungs-
Regelung(en) beantragt werden:

° Lnvestitionsbeihilfen fir den Umweltschutz einschlie3lich Dekarbonisierung” geman
Artikel 36 AGVO (Komponente 3)

° Lnvestitionsbeihilfen fir nicht gebaudebezogene EnergieeffizienzmalRnahmen*
geman Artikel 38 AGVO (Komponente 4)

° Jnvestitionsbeihilfen zur Forderung von erneuerbaren Energien, von erneuerbarem

Wasserstoff und hocheffizienter Kraft-Warme-Kopplung“ gemaf Artikel 41 AGVO
(Komponente 5)

° Jnvestitionsbeihilfen fir energieeffiziente Fernwarme und Fernkalte* gemar Artikel
46 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (Komponente 11).

° LJInvestitionsbeihilfen fiir Ressourceneffizienz und zur Unterstiitzung des Ubergangs
zu einer Kreislaufwirtschaft* geman Artikel 47 (Komponente 10)
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5. Grundsatzliche Hinweise

5.1 Rechtsanspruch

Ein Rechtsanspruch auf Forderung besteht grundsatzlich nicht. Die Férderung steht unter dem
Vorbehalt der Verfligbarkeit von Haushaltsmitteln des Bundes.

5.2 Vor-Ort-Kontrollen

Wir behalten uns vor, jederzeitige Vor-Ort-Kontrollen der geférderten Malinahmen
durchzufuihren oder von beauftragten zuverlédssigen Dritten durchfiihren zu lassen. Des
Weiteren ist das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz oder ein vom
Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz beauftragter zuverlassiger Dritter berechtigt,
eine Vor-Ort-Besichtigung der geférderten InvestitionsmaRnahme im Unternehmen
durchzufuhren.

5.3 Datenweitergabe

Mit Antragstellung verpflichten Sie sich, notwendige Daten und Informationen zum geforderten
Vorhaben unter anderem fiir Monitoringzwecke und Evaluation bereitzustellen und auf
Verlangen dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages und im Einzelfall auch
anderen Ausschissen des Deutschen Bundestages bekannt zu geben oder von der KfW
weitergeben zu lassen. Dies schlie3t auch die Datenweitergabe an das Bundesamt fir
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle im Rahmen seiner Tatigkeit als Expertenstelle (Geschaftsstelle)
im Auftrag des Bundes fiir Zwecke der Prifung und Evaluation des Programmes (einschlief3lich
der Priifung einzelner Férdervorhaben) ein. Mit Antragstellung sichern Sie zu, dass mit der
Ubermittlung der bereit gestellten notwendigen Daten und Informationen (einschlieRlich der
Ubermittlung von Daten und Informationen an die Zuwendungsdatenbank sowie an die
Expertenstelle) die Rechte und Interessen von Dritten nicht beeintrachtigt werden.

Auf Grundlage von 8§ 44 Bundeshaushaltsordnung werden mit den im Produktmerkblatt
dargelegten MaRRgaben projektbezogene Daten zu der geférderten MaRnahme in einem
zentralen System des Bundes gespeichert und genutzt (Zuwendungsdatenbank des Bundes).

Es gelten die Datenschutzrechtlichen Hinweise, Bestellnummer 600 000 5066, die auch
vertiefende Informationen zu der Zuwendungsdatenbank des Bundes enthalten.

Die im Antrag angegebenen Daten und die Hohe der gewahrten Tilgungszuschiisse werden auf
Grundlage der bestehenden gesetzlichen Auskunftsregelungen und auf Antrag den zustandigen
Finanzbehdrden zur Feststellung der Steuerpflicht und Steuererhebung tUbermittelt.

5.4  Prifungsrecht

Dem Bundesrechnungshof werden Prifrechte gemaf §8 91 und 100 Bundeshaushaltsordnung
eingeraumt.

55 Hinweis zur Subventionserheblichkeit

Im Rahmen der Antragstellung sowie der moglichen kiinftigen Durchfiihrung der beantragten
Forderung werden von der KfW Informationen erhoben, die subventionserheblich im Sinne von
§ 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes sind
(subventionserhebliche Tatsachen). Die einzelnen subventionserheblichen Tatsachen sind in
dem gesonderten Dokument ,Datenliste Subventionserhebliche Tatsachen® fir das beantragte
Forderprodukt abschlieend aufgelistet. Die vorsétzliche oder leichtfertige falsche Angabe oder
unterlassene Mittelung von subventionserheblichen Tatsachen ist nach den vorgenannten
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Vorschriften strafbar. Nahere Informationen zur Subventionserheblichkeit der Antragsdaten in
diesem Produkt finden Sie im Dokument "Datenliste Subventionserhebliche Tatsachen*
Bestellnummer 600 000 4388.

6. Anlagen

"Anlage zum Merkblatt Bundesférderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft
Modul 1: Querschnittstechnologien®, Bestellnummer 600 000 4386

"Anlage zum Merkblatt Bundesférderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft
Modul 2: Prozesswarme aus erneuerbaren Energien”, Bestellnummer 600 000 4390

"Anlage zum Merkblatt Bundesférderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft
Modul 3: Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Sensorik und Energiemanagement-Software",
Bestellnummer 600 000 4391

"Anlage zum Merkblatt Bundesférderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft
Modul 4: Energie- und Ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und Prozessen®,
Bestellnummer 600 000 4471

Erganzend zu diesem Merkblatt und dessen Anlagen ist auf der Webseite des
Forderprogramms (www.kfw.de/295) die ,Liste der technischen FAQ" (Bestellnummer 600 000
4512) zu finden, welche insbesondere Antworten auf Fragen zur Auslegung der Richtlinie und
der Merkblatter beinhaltet. Das Dokument wird regelmafig aktualisiert.

Stand: 04/2024 « Bestellnummer: 600 000 4389
KfwW Bankengruppe * Palmengartenstra3e 5-9 « 60325 Frankfurt
Infocenter ¢ Telefon: 0800 539 9001 (kostenfrei) « Fax: 069 7431-9500 « www.kfw.de

IKFW

Bank aus Verantwortung

Seite 32 von 32


https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Energie-Umwelt/F%C3%B6rderprodukte/Energieeffizienz-und-Prozessw%C3%A4rme-aus-Erneuerbaren-Energien-(295)/?redirect=497472

	Energie- und Ressourceneffizienz und Prozesswärme aus erneuerbaren Energien
	Förderziel
	Auftraggeber und Durchführung
	1. Antragsteller
	1.1 Beteiligung von Kreditinstituten, Versicherungen oder vergleichbaren   Finanzinstitutionen
	1.2  Ausgeschlossene Antragsteller

	2. Gegenstand und Höhe der Förderung
	2.1 Modul 1 – Querschnittstechnologien
	2.2 Modul 2 – Prozesswärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien
	2.3 Modul 3 – Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Sensorik und Energiemanagement-Software
	2.4 Modul 4 – Energie- und Ressourcenbezogene Optimierung von Anlagen und Prozessen
	2.4.1 Basisförderung
	2.4.2 Premiumförderung und Dekarbonisierungsbonus

	2.5 Modul 5 – Transformationsplan
	2.6 Modul 6 – Elektrifizierung von Kleinen Unternehmen
	2.7 Förderausschlüsse
	2.8 Besondere Voraussetzungen für Contractingmaßnahmen
	2.9 Kumulierungsverbot
	2.10 Umwelt- und Sozialverträglichkeit

	3. Ablauf einer EEW-Förderung
	3.1 Antragstellung sowie Vorhabenbeginn
	3.2 Unterlagen
	3.3 Sicherheiten
	3.4 Kreditbetrag
	3.5 Bereitstellung
	3.6 Zinssatz
	3.7 Zinsverbilligung
	3.8 Laufzeit und Zinsbindung
	3.9 Umsetzungszeitraum
	3.10 Nachweis der Mittelverwendung
	3.11 Tilgung
	3.12 Tilgungszuschuss
	3.13 Zeitraum des bestimmungsgemäßen Betriebs

	4. Beihilfe
	5. Grundsätzliche Hinweise
	5.1 Rechtsanspruch
	5.2 Vor-Ort-Kontrollen
	5.3 Datenweitergabe
	5.4 Prüfungsrecht
	5.5 Hinweis zur Subventionserheblichkeit

	6. Anlagen


